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Umdgericht Berlin
. .

Im Namen des Volkes

• . Geschlftsnummer: . 7 0 149/13 .

In dem Recht..tre"

• Proz...bavollmilclltigte:

V.",Ondet am; 11.02.2014
Schulze
J~11lig1e

' ..

K1lgers,

Baklegle,

. .
die. Verio'Oungoanlllalt dos Bundes UM der LInder eR.
Vortreten.durch den VoroI8ndoprii&idonlen RIChllld PIIla,..,
Han..Thom.straße 19. 7~133 Korloruhe, . . .

• prozessbevollmilclltfgle: ..

.ha1 die ZlvfIkamrner7 des Landgorichto Ilerlln In SerHn· Chariotlenburg, Togeler Wog 17·21.

'l05Sli Beriln. auf die mOndliche Vemandlung Y rch die Vorsitzende R1chi..

rin am Landgericht Heuer und die Richter am Landgericht Spuhl und Cr. Dietrich

,
fOr Recht .rka.nnt:

1. Eo wira fo.tgelll8l1t. da•• die von der Beklagten gemll1 der zUm .1. J8I1uar
2001 In Kroll gelrlllanen.Satzung In der F.....,ng der 17. 5alzlJngolinderung
neu berechnllla startgutodwill den Wert der von dem Kläger erlangten An­
wartschaft auf die zu leistende BelrIebol1ll1\e nicht V8IbIndHch festlegt·

2. DIo Bekl8gle~ verurteilt, an den Kllqer ve'Oerichtliche AnwaItsgoblitven
In HOhe von 12e,158 !;UR"zu Uhlen. .. .

..
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3. Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

4. Von den Kosten des Rechtsstreits haben der Kläger 20 % und die Beklagte
80 % zu lragen.

5. Oa8 Urteil ist 'Iortäufig vollstreckbar. Seide Parteien dOrfen die Zwangs·
vollstreckung durc;h SichemeitsJeislung oder Hinterlegung in HOhe von
110 % des aus dem Urteil gegen sie vollstreckbaren Betrages abwenden,
wenn nicht die vollstreckende Partei vor der Vollstreckung Sicherheit In
HOhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.

Tatbestand

Der am 25. Oktober 1962 geborene Klager ist seit dem 5. September 1990 Beschaftigler eines

der in § 19 Abs. 2 der Salzung der beklagten Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder

(fortan: VBLS) bezeichneten..offentllchen Arbeitgeber und damit ver~ichert8 Person im Rahmen. .... ,
eines zwischen der Beklagten und semem Arbeitgeber bestehenden, privatrechUichen Versiehe-

rungsverhältnisses zur zusätzlichen Alters·, Erwerbsminderungs- und HinterbliebBnenversorgung

(§ 2 Abs. 1 VBlS).

Die Beklagte hat die Aufgabe, Angestellten und Arbeitem der an ihr beteiltgten Arbeitgeber des

öffentlichen Dienstes im Wege privatrechtlicher Versicherung eine zusAtzliche A1ters-, Erwerbs·

minderungs- und Hlnterbliebenenver60rgung zu gewahren. Das Zu"tzversorgungssystem zielt

dabei Im Kern darauf ab, den Versicherten neben ihrer A1tersgrundveraorgung, die in der Regel

durch die gesetzliche Rentenversicherung geleistet wird, eine Betriebsrente zu gewähren, um eine

in ihrer Tende.nz an die Beamtenversorgung angenäherte Attersversl?rgung zu erreichen.

Mit Neufassung ihrer satzung vom 22. November 2002 (BAnz. Nr. 1 vom 3. Januar 2003, fortan:

VBLS n F.) stellte die Beklagte ihr Zusatzversorgungssystem rOckwirkend zum 31. Dezember

2001 um. Des frühere - auf dem Versorgungstarifvertrag vom 4. November 1966 (Versorgungs­

TV) beruhende - endgehattsbezogene Gesamtversorgungssystem wurde aufgegeben und durch

ein auf einem Punktemodell beruhendes Betriebirentensystem ersetzt Die Satzung siiilh dabei

vor. rentenfemen (also sm ,. Januar 2002 noch nicht 55 Jahre alte) Versicherten zur Übar1eltung

in das neue System unter Zugrundlegung bestimmter Umstande eine sog. Startgutschrift zu artel·

!en. Diese Systemumstellung hat der BundesgerichtshQf mit seinem Urteil vom 14. November

2007 (IV ZR 74/08, BGHZ 174,'12711) grundsätzlich gebiligl, dabei jedoch die nach der damaligen

Satzung der Beklagten vorgesehene Regelung einer Slartgutschrift für rentenferne Versicherte
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. wegen eines Vef1toßes gegen Art. 3 GG fOr unwirksam und unverbindlich erklart.

In der Folge eInigten 8ich die TarifparteIen am 30. Mal 2011 auf einen Änderungstarifvertrag Ober

die belnebltehe Altersversorgung der Beschaftigten des öffenllrchen Dienstes. Nachfolgend be·

schloss die Beklagte die hieraUf basierende 17. Satzung.änderung vom 30. November 2011. Die­

se sieht in § 79 Abs. 1a VBLS n. F. vor, dass bei Beachaftigten der rentenfernen JahrgAnge auch

ermittelt wird, welche Anwartschaft sich bei einer Berechnung nach § 18 Abs. 2 BetrAVG unter

Berücksichtigung eines Unverfallbarkeittifaktorti entsprechend § 2 Abs. 1 Satz 1 8etrAVG ergebe,

wobei der sich danach ergebende Vomhundertsatz auf zwei SteUen nach dem Komma gemeinOtr

lieh gerundet und um ,7,5 Prozentpunkte vermIndert wird. Wenn die hiernach - sowie unter Be­

rocksichtigung weilerer Besonderheiten, die in § 79 Abs. 1a Nr. 2 VBLS n. F. felitgehalten sind ­

berechnete Anwartschaft höher iat als die nach bisherigem Sstzungsrecht berechnete Anwart·

schaft, soll der Unterschiedsbetrag zwischen diesen baiden Anwartschaften ermittelt und als Zu­

schlag zur Anwartschaft berOcksichtigt werden. Die Summe aus bisheriger Startgutschrift und Zu~

schlag soll die neue Sl.ngutschrift bilden, § 78 Abs. 4 VBLS n. F.

Oie Beklagte fuhrte in der Folge fur dIe rentenfemen Versicherten die Vergleichsberechnung nach

§ 79 Abs. 1. VBLS n. F. durch. Die Überpr1lfung der S'artgulschMft tur den Klager erfolgte im Ok­

tober 2012 und führte zu der Mitteilung an den KlAger, dass die bisherige Startgut~chrift unverän­

dert bleibe (Anlage K1). Mit Anwaltsschreiben vom 26. November 2012 machte der K1ager verfas­

sungsrechtJlche Bedenken gettend und ließ die Beklagte unter Fristsetzung auffordern, die Unver­

bindlichkeit der Startgutschrift zu bestatigeh.

Der KIAger meint, auch die erfolgte Neuberechnung sei unverbindlich. weil auch die dem zugrunde

liegende, nunmehrige Regelung gegen Artt. 3, 14,20 GG verstoße.

Der Kläger beantragt sinngemäß,

1. festzustellen. dass die Beklagte verpflichtet sei, ihm die Versorgungsrente
zum Zeitpunkt der Verrentung In satzungsgemäßer Höhe auf den Berech­
nungsgrundlagen nach dem Stand der 41. Satzungsänderung zu berech­
nen, .

hl1tsweise,

a) festzustellen, dass die von der Beklagten gemäß der zum'. Januar
2001 in Kraft getretenen Satzung in der Fassung der 17. Salzungsclnde·
rung neu berechnete Startgutschri1t den Wert der von ihm erlangten
Anwartschaft auf die zu leistende Betriebsrente nicht verbIndlich fesl·
lege, und
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b) festzustellen. dass die Beklagte verpflichtet sei, ihm eine Startgutschrift
unter Anwendung des Vergleich,modells zu erteilen, jedoch ohne An-
wendung des in § 79 Abs. 1a Setz 1 VBlS vorgesehenen Abzugs von
7,5 % als Toferanzquotienten,

2. die Beklagte zu verurteilen, an ihn vorgerichlliche Rechtsanwaltsgebühren
in Höhe von 631,06 EUR zu zahlen.

Die Beklagte tssst sich hM1sichtlich der sachlichen ZustandiQkail des angerufenen Gerichts rOgetos

ein und beantrsgt,

die Klage abzuweisen.

Sie meint, dass die Neuberechnung die vom Bundesgerichtshof aufgestellten Vorgaben umsetze

und daher verfas8ungskonform sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten des PsrteivOfbringens wird auf die zu den Akten gelangten
. ' .

Schnftsätze nebst Anlagen Bezug genommen

EntacheidunQ3QrOnde

Die Klage i.1 ungeachtel der .achllchen Unzuständigkett des sngeNlenen Genchts (vgl. § 23 Nr. 1

GVG) gemaß § 39 ZPO zulässig. jedoch nur in einem Teil des Hilfsbegehrens begrondet.

I.

Das Landgericht Berlin Ist entsprechend § 215 WG örtlich zuständig. Der Kläger ist im hiesigen

Gericntsbezirit wohnhaft. Nach § 215 Abs, 1 Salz 1 WG ist tOr Klagen u. a. das Gericht örtlich

zuständig, in dessen Bezif1( der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz hat. Dieser Rechtsgs·

danke kann vorßegend ungeachtet des Umstandes Geltung beanspruchen. das8 Kläger ang~·

sichte der Regelungen in §§ 24 Aha. 2, 19 Abt; 1 VBLS nicht selbst Versicherungsnehmer der

Beklagten, sondern nur Versicherter ist. Der Wohnortgerichtsstand steht jedoch zumindest in der

vorliegenden Fankonstellation auch dem Versicherten zur Verfügung, weil sein Interesse an einer·

bezogen auf den eigenen Wohnort - wohnortnahen KlagemOglichkeit genauso schutzwOrdig ist

wie das entsprechende Interesse des Versicherungsnehmers; dies gilt Buch und gerade dann,

wenn der VerSicherungsnehmer eine juristische Person ist (so auch Khmke In: PfOlssIMartin, WG,

28. Auflage 2010, § 215, Rn. 18; LG SaarbrOcken, Beschluss vom 7, Juni 2011 - 14 0 131/11,
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NJW-RR 2011, 1600; lG Halle (Saale), Beschlus. vom 15. Oktober 2010 - 5 0 406/10, NJW·RR

2011, 114, Rn. 14 nach juris). Diese Erstreckung i.t im SlreiHalljedenfalls deshalb gerechtfertigt,

weil der Klager als Versicherter der eigentliche und ausschließliche Inhaber des verslchertlim In·

teress!! ist und in dieser Stellung auch formal geschützt ist. Oie leistungBgewahrung wird nach

§ 46 Abs. 1 VBlS nur auf Antrag des Ve",icherten, einzureichen über den Arbeitgober, gewährt.

Femer wird nach § 46 Abs. 2 VBlS die Leistungsentschoidung nur dem Versicherten mitgetellt.

Nur der Versicherte ist nach § 46 Abs 3 VBLS befugt, gegen die leistungsentscheidung Klage zu

führen. Damit Ist die Stellung des hiesigen VerSicherten der des typischen, von § 215 WG als

sehutzwordig angesehenen Versicherungsnehmers 80 angenllihert, dass eine analoge An,wendung

geboten ist.

11.

Oie mit dem Hauptantrag geführte Klage ist zulässig, hat aber In der Sache keinen Erfolg.

1. Das Feststellungsbegehren Ist gemaß § 256 Abs. 1 ZPO zulaasig. Dem Kläger SIeht "In recht­

liches Interesse an der Feststellung der Frage zur Seite, ob die Verfahrenswelse der Beklagten

ordnungsgemaß ist oder nicht und ggf. in welcher Welse eine etwaige Neuberechnung vorzuneh­

men ware, weil diese Neuberechnung dia Grundlage seiner künftigen ZusatzrentenansprOche bil.

det und die Parteien Ober die Wirksamkeit der Neuberechnung im Streit stehen.

Dabei ist unerheblich, ob der Klager selbst zu dem Versichertenkreis gehört, der nach der Ent­

scheidung des Bundesgerichtshofes (BGH, Urte~ vom 14. November 2007 -IV ZR 74/06, BGHZ

174, 127ft) im ErgAbnis in nicht mehr hinnehmbarer Weise benachteiligt worden ist. Dies hatte der

Bundesgerichtshof vor allem fOr Akademikern und andere Versicherte sngenommen, die aufgrund

besonderer Anforderungen eines ArbeItsplatzes im öffentlichen Dienst, etwa einer abgeschlos­

senen Berufsausbildung oder eines MeIsterbriefes in einem handwerklichen Beruf, erst später in

den öffentlichen Dienst eintreten und damn vom Erreichen des 100%·Wertea ohne ausreichenden

sachlichen Grund von vornherein ausgeschlossen werden (BGH, aaO.• Rn. 133, 136 nachjuris).

Folge dieses Misstandes war nämlich, dass die in den §§ 78 Abs. 1 und 2, 79 Abs. 1 Satz 1 VBLS

i.V. mn § 18 Abs. 2 BetrAVG fOr die rentenremen Versicherten getroffene übergangsregelung

Insgesamt unwirksam ist (BOH, 8aO., Rn. 141ft nach juris). Davon war auch der Kläger selbst be·

troffen, weil die Wirksamkeit der ihm erteilten Startgutschrift in Zweifel stand. Nichts anderes gilt,

wenn die nunmehr getroffene Regelung auf ihre Wirksamkeit hin zu prOfen iSt, weil nicht ausge·

schlossen werden kann, dass dies erneut zur Feststellung der Unwirksamkeit der Regelung führt.
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2. Die mit dem Hauptantrag begehrte Feststellung kann jedoch nicht getroffen werden. Selbst

wenn die Kammer zu Gunsten des Klälgef1; von der Nichtigkeit wesentlicher Bestimmungen der

17. Satzungsänderung der Beklagten ausginge. hätte der Klager doch im Ergebnis keine rechtli·

ehe Handhabe, der Beklagten eine bestimmfen Art der Rentenberechnung - hier auf den Barsch­

nungsgrundlagen nach dom Stand der 41. Satzungsänderung - vorzugeben.

Ein Anspruch des einzelnen Versicherten auf ein konkretes System der Berechnung besteht nicht.

Der Syetemwechsel vom bisherigen Gessmtversorgungssystem zum Betriebsrentensystem ist,
rechtlich nicht zu beanstanden (BGH, aaO.• Rn. 25 ff nach Juris). Eine übergangsregejung vom

elten in das neue SyBtem ist damit erforderlich. Angesichts der verlassungsrechtlic;h durch Art. 9

Abs. 3 GG geschotzten Autonomie der Tarifparteien kann eine solche der Beklagten, die nur die

Einigung der Tarifparteien umsetzt, nicht ,,:orgegeben werden. Dies gilt um so mehr angesichts

des Umstandes, dass zur Korrektur einer etwa verfassungswidrigen Regelung zahlreiche Wege

offen stehen (vgl. 8GH, 8aO., Rn. 149-150 nach juris). Daran ändert der Umstand nichts, dass Im

Falle der Unverbindlichkeit der neu berechneten Startgutschrift bis zur erneuten Neuregelung wie­

derum einige Zeit verstreichen würde. Ein weiterer Zeitraum der UngeWissheit bis zu einer tarif­

vertraglichen Neuregelung wäre für den Kläger hlnnehmbar, weil die wirtschaftlichen Auswirkun­

gen fOr ihn vergleichsweise geringfOgig sind. Im Streit steht im vorliegenden Rechtsstreit nur der

durch die Umstellung betroffene Anteil an seiner zusätzlichen Versorgung.

111.

Das hiernach zur Entscheidung anstehende Hilfsbegehren hat auch nur mit dem Antrag zu 1a)

Erfolg.

1. Der Hl!fsantrag zu 1a} ist zulässig und begrOndet.

1.1. Das Feststellungsbegehren ist gemäß § 256 Abs. 1 ZPO zulässig. Insoweit kann zunächst

auf die AusfUhrungEm zu oben 11.1. der EntscheidungsgrOnde verwiesen.werden. Zur Zulässlgkeit

der Antragsfassung zu 1a) ist weiterhin nicht etwa die Darlegung erforderlich, dass eine etwaiQe

Neuberechnung zu einer BessersteUung des Klägers fOhren werde. Eine solche Darlegung wäre

nicht zu leisten, weil der Kläger - wie oben zu 11.2. dargelegt - gerade keinen Anspruch auf eine

bestimmte Art und Weise der Neuberechnung hat. Nachdem die Verbindlichkeit der zuletzt erteil­

ten Stsrtgutschrift aber der NachprOfung unterliegen muss, hat es tor die ZuläBsigkeit des Hil1s­

antrages zu 1a) daher zu genOgen, dass eine Neuberechnung nur möglicherweise zu einer Bes­

ssrstellung des Klägers führt.
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1.2. Der Feststel1ungssntr.ag zu 1a) ist auch begrondet. Oie zum 30 November 2011 neu ge­

fasste Regelung In § 79 VBlS n. F. ist ungeachtet des Bemühens der TarifparteIen nicht geeignet,

die Grande zu beseitigen (lIgi. BGH. aaO.. Rn. 122ft nach juris), deretwegen die ursprongliche

Fassung der Übergangsbestimmungen fOr rentanferne Versicherte unwirksam war.

Dabei gilt im Ausgangspunkt, dass die Satzungsbestimmungen der Beklagten ebenso wie die

Normsctzung der Tarifvertragspaneien. von den Gerichten im Hinblick auf die Einhaltung der

Rechtsvorschriften der Europäischen Union und liluch im Hinblick auf die Einhsltung der Vorgaben

des Grundgesetzes zu pr1Jfen sind (BGH, aaO., Rn. 33-34 nach juns), wobei sich die du'ch Art. 9

Abs.,3 GG geschützte Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie einerseits sowie die Grundrechte der

\fom Tarifvertrag erfassten Personen andererseits wechselseitig begrenzen; dIe Grenzen sind Je­

weils durc" einen möglichst schonenden Ausgleich unter BerOcksichtigung des Grundsatzes der

Verhältnismäßigkeit zu ermitteln (SGH, aaO., Rn. 38 nac" juns).

Aus dem allgemeinen Gleichheitssatz folgt - auch für die Tarifvertragsparteien (vgl. dazu SAG,

Urteil vom 27. Mai 2004 - 6 AZR 129/03, BAGE 111,8, 16t!) - das Gebot, wesentlich Gleicl1es

gleich und wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln (BVerfG, Uneil vom 17. Dezember 1953

- 1 BvR 147/52, BVerfGE 3, 58, 135; .etther st~ndige Rechtsprechung). Daa Grundrecht ist \/0'­
)atzt, wenn sich ein vernünftiger, aus der Natur der Sache folgender oder $Onst sachlich einleuc"·

tender Grund fOr dIe Jeweilige Differenzierung oder Gleichbehandlung nicht finden lasst (vgl.

BVerfG, Urteil vom 23. Oktober 1951 ~ 2 BIIG 1/51, BVerfGE " 14, 52; BVerfG, Be.cI1luss vom

30. Ap,i11952 -1 BvR 14/52, 1 BuR 25/52,1 BvR 167152, BVerfGE 1,264,2751.; BVerfG, Be­

schluss vom 15 Juli 1996 - 1 BvR 1554189, 1 BvR 963/94, 1 BvR 964194 -, 8VerfGE 98, 365,

385; seither ständige Rechtsprechung). Bei einer ungleic"en Behandlung von Pereonengruppen

unterliegt der Normgeber In der Reget einer strengen Bindung. Eine unterschiedliche Behandlung

ist bereits gleichheitswidrig, wenn eine Gruppe von Normadressaten·im Vergleich zu anderen

Normadree8aten anders behandelt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keIne Unterschiede

von solchem Gewicht bestehen, dass sie dIe Ungleichbehandlung rechtfertigen können (BVerfG.

Urteil vom 6. Marz 2002 - 2 BvL 17199, BVertGE 105, 73, 110; BVerfG, Nichtannahmebeschlu••

vom 22. März 2000 -1 BvR 1136198, Ve..R 2000, 835, 837).

Ob die mit einer - bei der Ordnung von Massenerscheinungen und der Regelung hochkompHziar­

ter Materien wie der Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst grund6ätzlich zulässigen (BGH,. .
aaO., Rn. 62 nach juris, mwN.; Beschluss vom 15. Juli 1998, aaO.; BVerfG, Nichtannah~e~

beschluss vom 22. März 2000, aaO.) - TypisIerung oder Generalisierung verbundenen Hartsn und

Ungerechtigkeiten hingenommen werden mOssen, hängt zum einen von der IntcnslUIt der Be-
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nachteiligungen und der Zahl der betroffenen Personen ab. Es darf lediglich eine verhAltnismAßig

kleine Zahl von Personen betroffen und die Ungteichbahandlung nicht sehr Intensiv sein (BVerfG,

Beschlus. vom 23. Juni 2004 - 1 BvL 3198, 1 BvL 9/02, 1 BvL 2/03, BVerfGE 111, 115, 137;

BVerfG, Nichtannohmebeschlu,s vom 17. Dezember 2012 -1 BvR 488/10, 1. BvR 1047/10,

ZTR 2013, 688). Zul'(1 anderen kommt e' auf dia Dringlichke~ der Typisierung und die mit ihr ver­

bundenen Verteile an. Dabei ist zu berOcksichtigen, wie kompliziert die geregelte Materie lat. weI­

che praktischen Erfordernisse für sie sprechen und wie groß die Schwierigkeiten bei der Vermej~

dung der Ungleichbehandlung sind (vgJ. u. a. BVerfG, Urteil vom 17. November 1992 - 1 BvL

8187, BVerfGE 87, 234, 255 f.; BVerfG, Nichtannehmebe,chlu•• vom 22. März 2000, 000.).

Vor diesem Hintergrund konnten die bisherigen Übergangsregelungen fOr rentenfeme Vsrtlicherte

keinen Bestand haben, wellste einen strukturellen Mangel aufwiesen (vgl. dazu Buch BGH, Be­

schlu•• vom 18. Juli 2012 -IV ZR 62111, VersR 2013, 90, Rn. 40 nachjurls): Die Berufilgruppe

der AkEidemiker innerhalb der Vergleichsgruppe der rentenfernen Versicherten wird bei der Start·

gulschriftenberechnung nach den §§ 79 Ab. 1 Satz 1 VBLS, 33 Abs. 1 Salz 1 ATV Infolge de. in

,§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG festgelegten Prozentsatzes von 2,25% pro Versicherungsjahr benach­

teiligt, weil der genannte Prozentsatz von 2,25% pro Jahr Im Zusammenspiel mit dem Abstellen

auf Pflichtversicherungsjahre anstelle der gesam.tversorgungsfahigen Zeit bel der St8l1gutschrlft

rechnerisch dazu führte, dass Versicherte erst nach 44,44 Pflichtversicherungsjahren den Höchst­

versorgungssatz erreichen konnten, was rar diejenigen, die vor Eintritt In den öffentllchen Dienst

eine lange Ausbildung durchlaufen haben, nicht zu erreichen ist. Damit warden - infolge der In­

kompatibilltAt beider Faktoren - zahlreiche Versicherte, gerade die Beruf5Qn.lppe der Akademiker,

vom Erreichen des 100%-Wertes ohne ausreichenden sachlichen Grund von vornherein aU8ge­

schlossen.

Die Neuregelung beseitigt diesen strukturellen Mangel nicht. Die Tarifparteien haben sich bei der

Neuregelung dagegen entschieden, den jährlichen Anteilssatz nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 8etrAVG

von 2,25 % beispielsweise auf 2,5 % zu erhöhen, Sie haben 15tClttdessen eine Vergleichl5betrach~

tung dieser Berechnung mit dem Unverfallbarkeitsfaktor nach § 2 Abs. 1 BetrAVG eingetahrt, der

hierzu nach § 79 AbS. 1a Satz 1 Nr. 1 VBLS n. F um 7,5 Prozentpunkte zu vermindern ist, wobei

die alternative Berechnung nur zum Tragen kommen soll. wenn sie dem Versicherten eine Ver~

besserung bringt (~Vergleichamodell-). GerBde der pauschale Abzug von 7,5 F;'roz.entpunkten bei

der Berechnu!1g des Unverfallbarkeitsfaktor& im Rahmen der Vergleichsberechhung fQhrt aber

weiterhin dazu, dass zahlreiche Versicherte vom Erreichen des 100 %-W8rtes ohne ausreichen­

den sachlichen Grund von vornherein ausgeschlossen sind
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Auch nach der Neuregelung ist im Grundsatz nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Salz 1 BetrAVG eine Dienst­

zeit von 44,44 Jahren erforderlich, um den Höchstveraorgungssatz erreichen zu können. Im

Grundsatz bleibt damit die gesamte Gruppe innerhalb der VergIBichsgruppe der rentenfemen Ver·

sicherten, die keine 44,404 PfIichtversicherungsjahrB und damit den HOchstversorgungssatz errei­

chen kann, vom Erreichen des 100 %-W~rtes ausgeschlossen. Der Großteil der Betroffenen wird

auch nach dem sog. Vergleichsmodell bereits keine Veranderung der Gutschrift erfahren, weil das

Modell ersl ab einer Ober 7,5 Prozentpunkte hinausgehenden Abweichung eine Beaserslellung

bewirkt. Nur fOr den am stärksten belasteten Teil der Versicherten werden die Auswirkungen des

Mangels angegangen. Indes werden sie auch insoweit nur abgeschwacht und nIcht behoben, weil

zumindest eine Differenz von 7,5 Prozentpunkten verbleibt.

Die damit verbundenen Ungerechtigkeiten sind nach den eingangs aufgezeigten Maßst~ben nicht

hinzunehmen. Oenn es darf - wie dargetan - ungeachtet der EinschätzungsprArogative der Tarif­

parteien lediglich eine verhältnismi'U1lQ kleine Zahl von Personen betroffen und die Ungleichbe­

handlung nichl sehr intensiv .oin (vgl. BVerfG, Urteil vom 28. April 1999 - 1 BvL 22/95, 1 BvL

34/95, BVerfGE 100, 59, 90; BVerfG, Beschluss vom 23. Juni 2004, aaO.). Von der pauschalen

Verminderung des Unverfallbarkeitsfaktors um 7,5 Prozentpunkte Sind nun aämt~che Veraicherte

betroffen, die nach dem Vergleichsmodell Oberhaupt eine Besseratellung erfahren könnten. Dabei

Ist - schon nach dem Gedanken der statistischen Normalverteilung, Jedenfalls aber nach dem

durch die eingereichten Parteigutachten von FischerlSiePe unterlegten Vortrag des Klägers - da~

von auszugehen. dass eine große Zahl von Versicherten auch unter Berücksichtigung der Ver·

gleichsbetrachtung keine Bes8erstellung erreichen wird. Auch tur die.über das Vergleichsmodell

mit !liner Erhöhung der Gutschrift bedachten Versicherten hst der Absc~18g von 7,5 Prozentpunk­

ten auch im wirtschaftliChen Ergebnis regelmaßig eine deulllch spUrbare Größe.

Zu keinem enderen Ergebnis führt, dass gewisse Unzuträglichkeiten im Hinblick auf die Onngltch-

, kelt der Typi8lerung und die mit ihr verbundenen Vorteile hmztlnehmen wiren. Dabei ist zu be~

Jücksichtigen, wie kompliziert die Materie ist, welche praktischen Erfordernisse fOr die Regelung

sprechen und wie groß die Schwierigkeiten bei der Vermeidung der Ungleichbehandlung sind (vgl.

BVerfG, Urteil vom 17. November 1992, aaO; BVerfG, Nichtannahmebeschlussvom 22. Marz

2000. aaO.) Praktische Erfordernisse, die die gewählte Art eines Abschlages notwendig machen

oder auch nur nahe legen, sind indes nicht erkennbar. Das Modell Ist nicht 8twB aus Gründen der

Einfachheit oder Zweckmaßigkeit so ausgestaltet/m Gegenteil haben die TarIfparteien ein Modell

gewählt, das bei der En;tellung der Vergleichsbetrachtung in jedem Einzelfall Berechnungs­

aufwand bedingt. Dieser kann offenbar geleistet werden. Die demgegenüber einfache und auch im

typisierten Massengeschaft eInfach zu handhabende LOsung einer Anhebung des jährliChen An·

teilssatzes von 2,25 auf beispielsweIse 2.5, welctu~ den Ausschluss eines großen Telle6 der ren-
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tenfernen Versicherten von einer Zusatzversorgung von 100 0J0 beseitigte, ist nicht gewllhlt wor·

den. Keiner Vertiefung bedarf an dieser Stelle die im Termin zur mündlichen Verhandlung an­

gesprochene Frage, ob daneben etwa auch ein linearer, also prozentualer Abschlag auf die Ver­

gleichsgutschrift hinnehmbar wäre, was zwar nach wie vor zu Einbußen tOhrte, aber immerhin den

Vorteil böte, dass keine große Gruppe von jeder Verbesserung ausgeschlossen wird.

Im Ergebnis der vorstehenden Erwägungen kann dahin slehen, ob es darüber hinaus verfas­

sungsrechtlichen Bedenken begegnet, dass § 79 Abs. 6 Satz 3 VBLS n. F. nunmehr ausdrücklich

vorsieht, dass bei der Errechnung der Startgutschrift die tar die Ermittlung der Voll-Leis1ung von

der HOChstversorgung in Abzug zu bringende. voraussichtliche geselzllche Rente nach dem so

genannten Näherungsverfahren zu ermitteln ist. Weiterhin bedarf keiner Entscheidung, ob die

Neuregelung im Hinblick auf die ferner gerügten Verstoße gegen Artt. ·14, 20 GG unwirksam ist.

2. Das Feststellungsbegehren im Hilfsantrag zu 1b) iet gemäß den Ausführungen zu oben 11.1.

der EnlscheidungsgrOnde, die auch hier entsprechend gellen, zulassig, § 256 Abs. 1 ZPQ. Es ist

jedoCh unbegrondet, weil auch diese Antragsfassung darauf abzielt, der Beklagten eine konkrete

Art· der Handhabung der Starfgutschriflen vorzugeben. Dies kann der Klager von der Beklagten

aus den oben zu 11.2. der Entscheidungsgrande angeführten Erwägungen nIcht verlangen.

IV.

Im auf Zahlung \/orgerichtlicher Anwaltekosten gerichteten Hauptantrag zu 2) ist die Klage zuläs­

6i9, aber nur zum Teil begründet.

,1. Der Antrag, mit dem der KlAger gemäß § 86 WG ein fremdes Recht seines Rechtsschutz~

versicherers geltend macht, ist zulässig. Insbesondere ist der Kläger hierfOr im Wege der gewili­

kürten Prozes5standschaft prozessführungsbefugt, weil unstreitig ist, dass der Rechtsschutzver­

sicherer ihn zur gerichtlichen Geltendmachung ermachtigt hat. Das eigene Interesse an der Pro·

zessfOhrung folgt aus der SachnQhe des Klägers.'

2. Der Antrag ist nur teilweise. namlich In Höhe von 126,6B EUR begrundet.

Dem Kläger.steht gegenOber der Beklagten dem Grunde nach ein gemäß § 86 WG auf den

Rechtsschutzversicherer Obergeganganer und vom Klager im Wege gewiltkOrter Proze8sstand~

schaft geltend gemachter Schadenersatzanspruch aus § 280 Abs. 1 BGB zu, weil sie ihm gegen-

zp eeo
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aber gegen Ihre Pflicht veratoßen hat, die Neuberechnung der Startgutschrift in verfassungskon­

former Weise zu regeln.

Allerdings kann der vorgerichllichen anwaltlichen Tätigkeit gemäß §§ 3, 9 ZPO, 48 Abs. 1 Satz 1

GKG, 32 Abs. 1 RVG nur de~enige StJllitwert zu Grunde gelegt werden, der dem im Termin'mrt

den Parteien erörterten Barechnungsmodus entspricht. Oie Kammer geht insoweit davon aus,

dass der Wert des Streitgegenstandes mit dem dreleinhalbfachen Jahresbetrag der dem Klager

erteilten Startgutschrift nicht zutreffend abgebildet wird. Im Streit ist nAmlieh nicht die Startgut­

schrift an sich und schon gar nicht der Betrag, der dem KlAger bereits durch die Beklagte zuge­

standen wird. Hingegen ist aus wirtschaftlicher Perspektive streitgegenständlIch, inwieweit sich die

Position des Klägers durch die Systemumstetiung verschlechtert Nachdem es der Kammer wie

dem Kläger verwehrt ist, der Beklagten insoweU Vorgaben zu machen und zugleich nicht abge­

schätzt werden kann, wie sich ein etwa zukOnftig zu verhandelndes Ubergangsmodell auf die An­

wartachaften des KJagers auswirkte, geht die Kammer davon aus, dass der Streitgegenstand mt

pauschal 30 % der Start94tschritt, berechnet auf den in § 9 ZPO vorgesehenen Zeitraum zutref­

fend bewertet ist. Hiernach ergibt sich vorliegend ein Wert von (126,08 EUR Srartgutschrift, hier­

von 30 % = 37,82 EUR x 12 x 3,5 =) 1.588,61 EUR. Es i.leuch nicht etwa statt auf die Stertgut­

schrift liIuf die mit einem Schreiben vom Oktober 2012 (Anlage K3) mitgeteilte Anwartschaft von

288,08 EUR abzustellen, denn diese weist nur deswegen einen höheren Betrag als die Startgut­

Schrift per Systemumstellung auf, weil sie die seitdem bis Oktober 2012 hinzu erworbenen An­

wartschatten berocksichtigt. Diese sind zwischen den Parteien aber gar nicht in Streit.

Hinzu tritt, dass der K1ager - unter Berocksichtigung der bereits von ihm selbst vorgenommenen,

hälftigen Anrechnung - lediglich eine 1,3 fache GeschäftsgebOhr nach Nr. 2300 RVG-W ersetzt

verlangen kann, weil die vorprozessuale Vertretung weder umfangreich noch schwierig im Sinne

des § 1~ Abs. 1 Salz 1 RVG war. Dass dabei tor die Vertretung des Klägers ein besonderer zeit­

licher Aufwand notwendig gewesen sei, Wird auch von ihm selbst nicht behauptet. Der Angelegen­

heit kann eber auch keine uber das normale Maß hinausgehende Schwierigkeit attestiert werden.

Denn d~r Sachverhalt ist in tatslkhlicher Hinsicht Uberschaubar. In rechtlicher Hinsicht ist die Lege

,der Dinge durch die Entscheidung des Bundesgerichtshofes vom 14. November 2007 zur Vor~

gängerregelung bereits vorgezeich':let.

Damit ergeben sich als zu erstattende Anwaltsk05ten eine O,65·fache Ge3chäftsgebOhr nach

Nr. 2300 RVG-W Nm Vorbemerkung 3 Abs. 4 Satz 3 vor Nr. 3100 RVG·W ~ch einem Wert

von 1.588.61 EUR zuzOglich 20,00 EUR Au8lagenpausch.1e (Nr. 7002 RVG-VV) und 19 % Um­

satzsteuer, dies sind insgesamt 126,68 EUR.
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V.

Die prozas.ualen Nebenentscheidungan folgen aU$ §§ 92 Abs. 1 Satz 1 Var. 2. 708 Nr. 11. 711

ZPO, Bei der Kosfenverteilung hat die Kammer berOcksichtig1, dass der Klager mit seinem wirt­

schaftliche Hauptziel, namlich die UnverbindJicherklärung der Neu,eg8Iu~ zu erreichen, durchgs.

drungen und nur insoweit unterlegen ist, als er dan.lber hinaus eine konkrete anderweitige Fest­

stellung erstrabt hat.

Heuer

SlltM'"

zp",o

Spuhl Dr. Dietrich




